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Parteien

Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl
Fragen an die im Bundestag und in mindestens einem Landtag vertretenen Parteien zu ihren 
Positionen zu Arbeitsmedizin, betrieblichem Gesundheitsschutz und Prävention.

Betriebs- und Werksärzte leisten einen wichtigen Beitrag für einen flächendeckenden Arbeits- und 
Gesundheitsschutz in Deutschland und haben die COVID-Impfkampagne maßgeblich unterstützt. 
Wir werden Prävention und Rehabilitation künftig stärker in den Mittelpunkt unserer Maßnahmen 
stellen und dabei auch einkommensschwächere Bevölkerungsgruppen verstärkt in den Blick 
nehmen. Bereits 2015 haben wir mit dem Präventionsgesetz (PrävG) Präventionsmaßnahmen am 
Arbeitsplatz gestärkt. Gemeinsam mit den Arbeitgebern werden sich CDU und CSU auch weiterhin 
dafür einsetzen, gute Rahmenbedingungen für die Arbeit von Betriebsärzten zu gewährleisten.

1. Welche Aufgabenstellung hat der Arbeits‐ und Gesundheitsschutz für Ihre Partei  
und welche Rolle kommt den Betriebsärzten zu? 

Welche Rahmenbedingungen braucht es für einen flächendeckenden Arbeits- und  
Gesundheitsschutz vor allem in Klein‐und Mittelbetrieben?
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Arbeitsmedizin ist Präventionsmedizin. Der Arbeits-‐ und Gesundheitsschutz trägt heute mehr denn 
je dazu bei, dass Arbeit nicht krank macht. Die Vorgaben zum Arbeits- und Gesundheitsschutz 
am Arbeitsplatz berühren sowohl die Rechte der Arbeitgeber als auch der Arbeitnehmer. Wir 
setzen uns für eine Weiterentwicklung der Arbeitsmedizin ein. Den Betriebsärzten kommt eine 
wichtige arbeitsmedizinischen Bedeutung auf der Grundlage der Gefährdungsbeurteilung zu, bei 
der die ärztliche Beratung den wesentlichen Anteil der Vorsorge einnimmt. Betriebsärztinnen und 
Betriebsärzte klären Arbeitgeber wie Arbeitnehmer frühzeitig darüber auf, wie arbeitsbedingte 
Gesundheitsgefahren vermieden werden können und wie sich die Gesundheit stärken lässt. Die 
arbeitsmedizinische Vorsorge soll auch die individuelle Beratung der Beschäftigten in allen Fragen 
von Arbeit und Gesundheit in den Blick nehmen. Dies geschieht alles mit dem Ziel, Erkrankungen 
möglichst gar nicht erst entstehen zu lassen. Arbeitsschutz ist ein zentrales Feld der Sozialpolitik. 
Betriebsärzte sind für uns dabei unverzichtbare Unterstützer.

Während die Arbeitsschutzgesetzgebung in Deutschland recht weitgehend ist, hapert es deutlich 
bei der Umsetzung in den Betrieben. Arbeitgebern wird weitgehend überlassen, ob und wie 
Arbeitsschutz stattfindet. DIE LINKE fordert insbesondere, dass eine regelmäßige Arbeitsschut-
zerklärung gegenüber den Aufsichtsbehörden für Arbeitgeber*innen verpflichtend wird. Sie soll 
v.a. Informationen aus der Gefährdungsbeurteilung beinhalten und digital erfolgen - wie bei der 
Steuererklärung. Dadurch kann sie automatisch geprüft werden, der bürokratische Aufwand wird 
minimiert. Des Weiteren muss die betriebliche Mitbestimmung ausgeweitet werden, denn sie 
ist der beste Arbeitsschutz. Auch brauchen wir häufigere und bessere Arbeitsschutzkontrollen 
und dafür deutlich mehr Personal und eine bessere Zusammenarbeit der Arbeitsschutzakteure. 
Zudem brauchen wir wirksame und abschreckende Strafen bei Verstößen gegen den Arbeitsschutz. 
Darüber hinaus sind Betriebsärzte und arbeitsmedizinische Fachkunde zu stärken.

Arbeits- und Gesundheitsschutz sind aus unserer Sicht sehr wichtig, um Unfälle oder arbeitsbedingte 
Erkrankungen zu vermeiden. Die Betriebsärzt*innen können hierbei eine wichtige Rolle spielen, 
da sie häufig einen besseren Zugang zu den Beschäftigten haben und so vor allem diejenigen 
erreichen, die eher selten Kontakt zu Hausärzt*innen haben oder eher selten Angebote der 
Gesundheitsförderung oder Prävention in Anspruch nehmen. Zudem können Betriebsärzt*innen 
gemeinsam auch mit den Krankenkassen und den Berufsgenossenschaften dabei helfen, gesund-
heitsförderliche Arbeitsbedingungen in den Betrieben zu etablieren.

Der Prävention kommt nach unserer Auffassung eine besonders wichtige Stellung zu, wenn es um 
eine effizient organisierte Gesundheitsvorsorge geht. Dies gilt selbstverständlich auch im Bereich 
des Arbeitsschutzes. Bei der Umsetzung von präventiven Maßnahmen im Arbeitsbereich kommt 
den Betriebsärzten eine entscheidende Rolle zu. Gerade kleinere und mittlere Betriebe benötigen 
niedrigschwellige Möglichkeiten, ihren Arbeitnehmern Präventionsmaßnahmen anbieten zu können. 
Auch mit Blick auf die Chancen, die das Homeoffice anbietet, besteht vielfach Unsicherheit, wie 
präventive Arbeitsschutzmaßnahmen in diesem Kontext umgesetzt werden könnten.

Der Arbeits- und Gesundheitsschutz hat für uns eine große Bedeutung. Wir setzen uns dafür ein, 
hier einen Interessenausgleich zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern zu schaffen. Schließlich 
sorgen ein hoher Arbeits- und Gesundheitsschutz für eine große Mitarbeiterzufriedenheit und 
gleichzeitig für reibungsfreie Betriebsabläufe. Regelungen des Arbeitsschutzes müssen zum Wohle 
der Arbeitnehmer, aber auch zum Wohle der Arbeitgeber kontrolliert und durchgesetzt werden. 
Die Pandemie hat gezeigt, wie wichtig Betriebsärzte sind und was für eine herausragende Arbeit 
sie leisten. Daher haben wir uns auch von Anfang an dafür eingesetzt, Betriebsärzte früh in den 
Impfprozess mit einzubeziehen.
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2. Die Sicherung der Beschäftigungsfähigkeit ist ein Ziel der ArbMedVV. Im gemeinsamen  
Positionspapier [von DGAUM und VDBW] haben wir verdeutlicht, dass dazu eine  
ganzheitliche arbeitsmedizinische Vorsorge erforderlich ist. Wie stehen Sie zu diesem Thema, 
wie soll dies finanziert werden?

CDU und CSU unterstützen Ansätze einer ganzheitlichen arbeitsmedizinischen Vorsorge. Die 
Möglichkeiten des Präventionsgesetzes zur Erweiterung und Finanzierung betrieblicher Gesund-
heitsförderungsangebote werden von vielen Betriebsärztinnen und Betriebsärzte bereits genutzt.

Wir unterstützen das Ziel der ArbMedVV, sie regelt wichtige Maßnahmen der arbeitsmedizini-
schen Vorsorge um arbeitsbedingte Erkrankungen einschließlich Berufskrankheiten frühzeitig 
zu erkennen und zu verhüten. Der Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit ist ein wichtiges Ziel der 
Arbeitsmedizinischen Vorsorge, sie leistet zur Fortentwicklung des betrieblichen Gesundheits-
schutzes einen wichtigen Beitrag. Die arbeitsmedizinische Vorsorge erfolgt auf der Grundlage 
der Gefährdungsbeurteilung. Zur Aufgabe der Betriebsärzt:innen gehört primär die Beratung des 
Arbeitgebers zur gesundheitsgerechten Gestaltung der Arbeitsbedingungen. Zunehmend wichtig 
wird daneben die individuelle Beratung der Beschäftigten im Rahmen der arbeitsmedizinischen 
Vorsorge. Wir setzen uns dafür ein, dass Betriebsärzt:innen ihre Ressourcen im Blick behalten, 
denn die originären Aufgaben im Arbeitsschutz müssen Vorrang haben.

DIE LINKE erachtet eine ganzheitliche arbeitsmedizinische Vorsorge, einschließlich Informati-
onsangebote zu Beratungsstellen/entsprechenden Fachärzt*innen, für naheliegend und sinnvoll, 
sofern die Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer nicht anderweitig bereits ärztlich betreut wird 
und diese Vorsorge wünscht. Darüber hinaus gilt es, die betriebliche Prävention arbeitsbezogener 
Gesundheitsgefährdungen auszubauen. Arbeitgeber sind verpflichtet, durch Arbeitsschutz und 
Prävention arbeitsbedingte Erkrankungen wie Berufskrankheiten zu vermeiden. Deshalb müssen sie 
durch die Unfallversicherungsträger verbindlicher angehalten werden, arbeitsbedingte Erkrankungen 
(Gesundheitsgefahren) einzudämmen. DIE LINKE will die Instrumente Gefährdungsbeurteilung und 
Überlastungsanzeige stärken. Das Mitbestimmungsrecht von Betriebsräten muss sich auch auf die 
Prävention von Belastungen erstrecken. Die Beschäftigten brauchen ein individuelles Vetorecht 
bei gesundheitsgefährdender Überlastung, um auch Beschäftigte in Betrieben ohne Betriebsrat 
zu schützen. Bei Zuwiderhandlung sind Arbeitgeber wirksam, angemessen und abschreckend zu 
sanktionieren.

Wir GRÜNE halten grundsätzlich eine gute und ganzheitliche arbeitsmedizinische Prävention für 
notwendig. Grundlage für diese Prävention ist immer die Gefährdungsanalyse für den jeweiligen 
Arbeitsplatz. Organisation und Finanzierung liegen zu Recht vor allem in der Verantwortung der 
Unternehmen.

Nach unserem Dafürhalten ist gerade mit Blick auf die Chancen, die das Homeoffice bietet, 
eine ganzheitliche arbeitsmedizinische Betrachtung unabdingbar. Die Frage, wie effektives und 
gesundes Arbeiten im eigenen Haushalt gestaltet werden kann, muss hierbei im Vordergrund 
stehen. Denkbar wären auch Besuche der Betriebsärzte vor Ort im Haushalt der Arbeitnehmer, 
um die Gestaltung des Arbeitsplatzes dort beurteilen und gegebenenfalls verbessern zu können. 
Da solche Maßnahmen der Vermeidung von Krankheiten und dem Erhalt der Erwerbsfähigkeit 
dienen, sollte die Übernahme der Kosten entweder von den Krankenkassen oder den Rentenver-
sicherungsträgern, eventuell auch gemeinsam, erfolgen.

Wir Freie Demokraten sehen – im Rahmen einer von uns geplanten Reform des Präventions-
gesetzes – das Potential einer ganzheitlichen arbeitsmedizinischen Vorsorge. Der Prävention, 
Krankheitsfrüherkennung und Gesundheitsförderung kommen eine wichtige Bedeutung zu, die 
nicht nur das Gesundheitswesen umfasst, sondern altersunabhängig die gesamte Gesellschaft in 
ihren jeweiligen Lebenswelten. Wir werden deshalb prüfen, inwieweit die Arbeitsmedizin hierbei 
besser eingebunden werden kann.
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3. Wie stehen Sie zum Arbeitssicherheitsgesetz (ASiG)? Wollen Sie Veränderungen vornehmen?

Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz ist nicht nur ein hohes persönliches Gut, er ist auch eine 
Grundvoraussetzung für Beschäftigungsfähigkeit. Handlungsspielräume bei der Arbeit fördern 
die Zufriedenheit und Motivation der Beschäftigten und haben Einfluss auf Fehlzeiten oder gar 
Frühverrentung. Vor diesem Hintergrund zielt das Arbeitssicherheitsgesetz darauf ab, Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer in Fragen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes sachkundig zu beraten. So sollen 
Arbeitsschutz- und Unfallverhütungsvorschriften sachverständig angewandt und vorhandenen Mittel 
im Interesse des Arbeitsschutzes und der Unfallverhütung optimal eingesetzt werden. Darüber 
hinaus ergeben sich hieraus die gesetzlichen Aufgaben für Arbeitsmediziner und Betriebsärzte. An 
der Zielsetzung des Gesetzes, durch einen effizienteren Arbeitsschutz negative gesundheitliche 
Folgen zu vermeiden, halten wir fest. Veränderungen sind zum aktuellen Zeitpunkt nicht geplant.

Das Arbeitssicherheitsgesetz verpflichtet die Arbeitgeber zur Bestellung von Betriebsärzt:innen 
und Fachkräften für Arbeitssicherheit. Für die SPD ist von besonderer Bedeutung, dass bei der 
Umsetzung des ASiG die Beteiligung des Betriebsrates erfolgt. Seine Mitbestimmung bei der 
Bestellung und Abberufung der Betriebsärzt:innen und Fachkräfte für Arbeitssicherheit ist erforderlich, 
um diesen die notwendige Unabhängigkeit gegenüber dem Arbeitgeber zu verleihen. Wir setzen 
uns für den Ausbau der Mitbestimmung ein. Dieses betriebliche Arbeitsschutzsystem wird durch 
das ASiG an die Tätigkeit der Berufsgenossenschaften und Unfallkassen angebunden und ist ein 
wesentliches Merkmal des Arbeitsschutzgesetzes. Es ist keine Detailregelung, die unmittelbare 
Vorgaben trifft, sondern sie enthält weitgefasste, generalisierende Formulierungen. Damit wird 
Spielraum für die betriebliche Situation gelassen. Das ASiG wird auch in Zukunft weiterentwickelt 
werden. In Zeiten des demografischen Wandels, in denen die Belegschaften in den Unternehmen 
älter werden, sind wir auf fundierte arbeitsmedizinische Empfehlungen angewiesen. Wir brau-
chen überall ganzheitliche Präventionskonzepte, damit die Menschen gesund und fit durch ihre 
Erwerbsphase kommen. Dafür setzen wir uns ein.

Aus unserer Sicht sind die bestehenden Schutzgesetze wie das Arbeitssicherheitsgesetz (ASiG) 
eine wichtige Säule des Arbeits- und Gesundheitsschutzes in Deutschland. Arbeitgeber*innen 
werden verpflichtet Fachleute zu bestellen, die dafür Sorge tragen, dass die Vorgaben des 
Arbeits- und Gesundheitsschutzes im Betrieb eingehalten werden, auch in Hinblick auf psychische 
Erkrankungen. Das ASiG darf nicht zur Disposition gestellt werden und die verbindlichen Vorgaben 
müssen erhalten bleiben. Es muss darum gehen, deren Einhaltung durchzusetzen.

Wir GRÜNE haben derzeit keine konkreten Pläne, dieses Gesetz zu ändern.

Konkrete Initiativen hierzu sind nicht geplant.

Die Sicherheit von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern muss immer gewährleistet sein.
Sie ist für uns Freie Demokraten nicht verhandelbar. Eine ständige Evaluation bestehender
Vorschriften in Bezug auf Praktikabilität und Wirksamkeit gehört für uns zu einer effektiven
und effizienten Arbeitssicherheit. Wo Bürokratieabbau – etwa durch die Vermeidung unnötiger
Dokumentationspflichten – möglich ist, gehen wir Freie Demokraten diesen an.
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4. Im § 132e des SGB V werden die Krankenkassen aufgefordert, Verträge mit den Betriebsärzten 
über die STIKO-Impfungen zu schließen. Dies ist leider noch nicht geschehen. Wie wollen Sie 
diesen Missstand abstellen?

Gemeinsame Antwort auf die Fragen 4 und 5: 
Mit dem § 132e SGB V ist den Krankenkassen und ihren Verbänden die Möglichkeit eröffnet, mit 
Kassenärztlichen Vereinigungen oder geeigneten Fachärzten für Arbeitsmedizin einschließlich 
Betriebsärzten Verträge über die Durchführung von Schutzimpfungen nach § 20i SGB V zu schließen. 
Ziel ist unter anderem eine Erhöhung der Impfquoten, zu der insbesondere Betriebsärztinnen und 
Betriebsärzte aufgrund ihrer Nähe zu den Beschäftigten in den Betrieben einen wichtigen Beitrag 
leisten können. Wir werden beobachten, inwiefern von dieser Impfoption Gebrauch gemacht 
wird und bei Bedarf nachsteuern. CDU und CSU sind davon überzeugt, dass Impfungen in den 
Betrieben einen Vorbildcharakter haben. Auch die Umsetzung von Gesundheitsuntersuchungen 
mit Präventionsempfehlungen durch Betriebsärzte (§ 132f des SGB V) werden wir weiterhin eng 
begleiten und die Vorteile dieser Option stärker in die Betrachtung einbeziehen.

Entsprechende Verträge gibt es inzwischen, wenn auch noch nicht bundesweitflächendeckend. Es 
handelt sich insoweit um ein regionales Vertragsverhandlungsgeschehen, in das Politik oder der 
Gesetzgeber nicht unmittelbar eingreifen können. Welche enorme Unterstützung Betriebsärztinnen 
und Betriebsärzte bei der Umsetzung von Impfkampagnen leisten können, hat sich sehr eindrücklich 
in der Corona-Pandemie gezeigt, wo seit dem 7. Juni 2021 die COVID-19-Schutzimpfung auch 
am Arbeitsplatz durch Betriebsärztinnen und Betriebsärzte und überbetriebliche betriebsärztliche 
Dienste durchgeführt wird. Hiervon können und werden sicher positive Impulse für das Impfen 
in Betrieben generell ausgehen.

Die größten Impflücken (außer SARS-CoV2) bestehen bei den jungen Erwachsenen. Die meisten 
gehen nicht auf eine bewusste Entscheidung gegen die Impfungen zurück, sondern auf fehlendes 
Wissen und fehlende Angebote. Daher spielen Unternehmen und Betriebsärzt*innen für neue 
niedrigschwellige Impfangebote eine große Rolle. Die Pflichten der Krankenkassen müssen daher 
mit klaren Fristen und bei Verzug mit Sanktionen versehen werden. Anders herum muss es aber 
auch Verpflichtungen von Unternehmen bzw. ihren Verbänden geben, ein solches Angebot zu 
machen und mit den Krankenkassen zu einer fairen Einigung zu kommen.

Leider fehlt in der gesetzlichen Regelung eine Fristsetzung. Wir GRÜNE werden darauf dringen, 
dass die Verbände der Krankenkassen so schnell wie möglich entsprechende Verträge abschließen.

Nach unserer Kenntnis sind durch DGAUM nunmehr Impfverträge verhandelt worden.

Wir Freie Demokraten stehen der Versorgung mit Schutzimpfungen durch Betriebsärzte positiv 
gegenüber. Die Corona-Pandemie hat verdeutlicht, wie wichtig es war, dass die Betriebsärzte in 
den Impfprozess mit eingebunden werden konnten. Wir sehen hier auch in Zukunft ein großes 
Potential. Deshalb werden wir eine schnelle Umsetzung nach § 132e SGB V prüfen und in unsere 
politische Arbeit mit einfließen lassen.
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5. Im § 132f des SGB V sind Gesundheitsuntersuchungen mit Präventionsempfehlungen durch 
Betriebsärzte vorgesehen. Dies ist bisher nicht umgesetzt. Wie stellt sich Ihre Partei die 
Umsetzung vor?

Gemeinsame Antwort auf die Fragen 4 und 5: 
Siehe Antwort Frage 4

Betriebe und Unternehmen sind das wesentliche Setting für Maßnahmen der Gesundheitsförderung 
und Prävention. Über 45 Millionen Beschäftigte können in Betrieben und Unternehmen niedrig-
schwellig angesprochen und erreicht werden. Hier liegt ein enormes Potential für Verhältnis- und 
Verhaltensprävention, das es noch viel stärker als bisher auszuschöpfen gilt. Deshalb war es der 
SPD bei der Erarbeitung und Beratung des Präventionsgesetzes wichtig, eine Öffnungsklausel zu 
schaffen, die den Krankenkassen Verträge mit Betriebsärztinnen und Betriebsärzten zur Durch-
führung von Gesundheitsuntersuchungen jenseits der arbeitsmedizinischen Vorsorge ermöglicht,
damit arbeitsmedizinische Feststellungen und Ergebnisse unmittelbar mit geeigneten Präventi-
onsmaßnahmen flankiert werden können. Es ist bedauerlich, dass von dieser Möglichkeit bisher 
kein Gebrauch gemacht worden ist. Die SPD wird prüfen, mit welchen konkreten Anreizen das 
befördert werden kann oder ob ein ergänzender gesetzgebersicher Handlungsbedarf besteht.

Dies ist eine Kann-Vorschrift. Die genauen Gründe, warum die Krankenkassen und ihre Verbände
bisher keine entsprechenden Verträge geschlossen haben, sind uns nicht bekannt. Die Regelung
selbst erscheint uns sinnvoll, wenngleich wir da eher den GKV-Spitzenverband in der Pflicht sähen, 
damit nicht nur die Versicherten einzelner Kassen diese Leistungen der Betriebsärzt*innen in 
Anspruch nehmen können. Wir würden in Gesprächen mit Betriebsärzten und Krankenkassen 
herauszufinden versuchen, woran die Umsetzung bisher scheitert. Auf dieser Grundlage kann
dann entschieden werden, ob der gesetzliche Auftrag an die Krankenkassen nach §132f im SGB 
V verbindlicher ausgestaltet werden muss.

Aus unserer Sicht wäre es sinnvoll, §132f SGB V in eine Soll-Regelung umzuwandeln. Allerdings
ist für uns GRÜNE eine enge Verzahnung mit anderen Maßnahmen der betrieblichen Gesund-
heitsförderung nötig.

Gerade weil die AfD-Bundestagsfraktion der Prävention im Gesundheitswesen eine solche Bedeutung
zukommen lässt, sind wir sehr daran interessiert, die Umsetzung des §132 f SGB V im Rahmen des
Bereiches der Arbeits- beziehungsweise Betriebsmedizin zu unterstützen. Gegebenenfalls wäre 
hierzu zunächst ein Fachgespräch im Gesundheitsausschuss des Deutschen Bundestages geeignet.

Wir Freie Demokraten setzen uns dafür ein, dass der Prävention von Erkrankungen und Gesund-
heitsschäden eine hohe Priorität eingeräumt wird. Denn mit jeder vermiedenen Erkrankung und
jedem vermiedenen Gesundheitsschaden wird den betroffenen Menschen und ihren Angehörigen
viel Leid und Schmerz erspart. Eine erfolgreiche Gesundheitsprävention kann zudem Kosten für
das Gesundheitssystem reduzieren, denn viele medizinische Leistungen müssen nicht erbracht 
werden, wenn die Prävention wirksam ist. Das entlastet das Sozialsystem und setzt zudem 
Kapazitäten frei, die zur Behandlung anderer Erkrankungen benötigt werden. Wir sehen Präventi-
onsempfehlungen durch Betriebsärzte positiv.
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6. Der Arbeits- und Gesundheitsschutz gerade in Klein- und Kleinstbetrieben ist noch unzurei-
chend umgesetzt. Die arbeitsmedizinische Versorgung in diesen Bereichen ist teilweise unzu-
reichend, mit Ausnahmen z. B.in der Bauwirtschaft. Kann dieses Modell der Bauwirtschaft auf 
andere Klein- und Kleinstbetriebe übertragen werden?

Mit dem Präventionsgesetz haben CDU und CSU eine gute Grundlage geschaffen, mehr kleine und 
mittelständische Unternehmen mit Leistungen der Krankenkassen zur Gesundheitsförderung im 
Betrieb zu erreichen. Neben den gesetzlichen Rahmenbedingungen ist die Wirtschaft aufgefordert, 
ihrer Verantwortung für ein gesundes und soziales Umfeld, gesicherte Arbeitsplätze sowie stabile 
soziale Strukturen noch stärker gerecht zu werden.

Der Arbeitsschutz dient dem umfassenden Ziel des Schutzes der menschlichen Gesundheit. 
Arbeitsmedizinische Vorsorge gehört zu den Maßnahmen, die aus der Gefährdungsbeurteilung 
abgeleitet wird. Beschäftigte haben das Recht, sich auf ihren Wunsch hin arbeitsmedizinisch beraten 
und untersuchen zu lassen. Bei bestimmten Gefährdungen am Arbeitsplatz muss der Arbeitgeber 
auch den Beschäftigten arbeitsmedizinische Vorsorge anbieten, dies auch in Kleinbetrieben. Um 
eine umfassende Prävention zu erreichen und den Sicherheitsstandard mit einem akzeptablen 
Aufwand weiter zu verbessern, ist es für die Mehrzahl der Unternehmen vor allem erforderlich, 
Sicherheit und Gesundheitsschutz gezielter zu planen, zu organisieren sowie systematischer und 
konsequenter als Führungsaufgabe zu "managen". Wir halten dies auch für kleine und handwerkliche 
Betriebe für sehr sinnvoll und prinzipiell auch praktikabel. Wir unterstützen das von der Bundesan-
stalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) konzipierte und initiierte Forschungsvorhaben 
Integration von Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit in zeitgemäße Führungskonzepte 
kleiner, insbesondere handwerklicher Betriebe. Die BAuA fördert zudem den gezielten Transfer 
guter Arbeitsschutz-Praxis in ausgewählten Branchen. Ziel ist es, gesichertes Gestaltungswissen 
direkt für die betriebliche Praxis nutzbar zu machen.

Um den Arbeits- und Gesundheitsschutz gerade in Klein- und Kleinstbetrieben sicherzustellen,
müssen zusammen mit den relevanten Akteuren geeignete Maßnahmen erarbeitet werden. Die
Opt-Out Variante der BG BAU bei Nachweis eines eigenen Betriebsarztes und ansonsten Anschluss 
der Unternehmen an deren Arbeitsmedizinisch-Sicherheitstechnischen Dienst kraft Satzung könnte 
ein Vorbild sein, um Lücken zu schließen.

Eine Übertragung dieses Models auf andere Branchen ist sicher prüfenswert.

Arbeitsschutzmaßnahmen in der Bauwirtschaft sind eher nicht ohne weiteres auf andere Klein- und
Kleinstbetriebe zu übertragen (z. B. Schutz vor UV-Strahlen (Bau ≠ Büro). Dennoch sollten auch 
Klein- bzw. Kleinstunternehmer in die Lage versetzt werden, einfach und niedrigschwellig 
Arbeitsschutzmaßnahmen für ihre Arbeitnehmer oder gegebenenfalls für sich selbst organisieren 
zu können (siehe Frage 1)..

Auch in Klein- und Kleinstbetrieben muss effektiver Arbeits- und Gesundheitsschutz Anwendung
finden. Hierzu gehört für uns Freie Demokraten auch eine bedarfsgerechte arbeitsmedizinische
Versorgung. Oftmals erweist es sich aber als schwierig, branchenspezifische Lösungen auf
andere Wirtschaftszweige auszuweiten, ohne deren besondere Spezifika zu berücksichtigen.
Lassen Sie uns dazu auch nach der Bundestagswahl im Gespräch bleiben.


